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September 2018 

 
Privatbereich 

 

1. Unterhaltsaufwendungen: Wann der Abzug als außergewöhnliche Belastun-
gen gekürzt werden kann 

 
Unterhaltsleistungen zählen nur für den Veranlagungszeitraum, in dem sie gezahlt werden. Im Dezember geleisteter 
Unterhalt kann deshalb nicht im folgenden Jahr steuerlich geltend gemacht werden. Der Bundesfinanzhof bestätigt 
insoweit seine bisherige ständige Rechtsprechung. 

 
 

2. Erbschaftsteuer: Für angrenzendes Gartengrundstück gibt es keine Steuerbe-
freiung 

 
Ein Familienheim ist unter bestimmten Voraussetzungen von der Erbschaftsteuer befreit. Diese Steuerbefreiung 
erstreckt sich jedoch nicht auf ein angrenzendes Gartengrundstück. 

 
 

3. Einvernehmliche Auflösung des Arbeitsvertrags: Kann die Abfindung ermäßigt 
besteuert werden? 

 
Wird ein Arbeitsverhältnis einvernehmlich aufgelöst und erhält der Arbeitnehmer in diesem Zusammenhang eine 
Abfindung, kann für diese die Steuerermäßigung in Anspruch genommen werden. Ob der Arbeitnehmer bei der 
Vertragsauflösung unter tatsächlichem Druck stand, muss nicht geprüft werden. 

 
 

4. Instandsetzung eines Mietobjekts: Wann anschaffungsnahe Herstellungskos-
ten vorliegen 

 
Die Kosten für die Beseitigung von Schäden, die aufgrund des langjährigen vertragsgemäßen Gebrauchs der Mietsa-
che durch den Nutzungsberechtigten entstanden sind, gehören zu den anschaffungsnahen Herstellungskosten. 
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Unternehmer und Freiberufler 

 

1. Warum Tankgutscheine Arbeitnehmern nicht im Voraus ausgehändigt werden 
sollten 

 
Der Arbeitgeber sollten seinen Arbeitnehmern Tankgutscheine besser nicht für mehrere Monate im Voraus aushän-
digen. Denn sonst fließt der gesamte Sachbezug bereits bei Erhalt der Gutscheine als Arbeitslohn zu. Dies gilt auch 
dann, wenn die Arbeitnehmer nur einen Gutschein pro Monat einlösen dürfen. 

 
 

2. Gewerbesteuer: Wann Miet- und Pachtzinsen hinzugerechnet werden müssen 

 
Ist das Wirtschaftsgut zum Bilanzstichtag ausgeschieden, können die Miet- und Pachtzinsen für Wirtschaftsgüter 
des Umlaufvermögens dem Gewerbeertrag hinzugerechnet werden – sagt das Schleswig-Holsteinische Finanzge-
richt. Für eine endgültige Entscheidung muss der Bundesfinanzhof sorgen. 

 
 

3. Zur Korrektur eines Steuerbescheids 

 
Wann ist eine Folgeänderung nach § 174 Abs. 4 AO wegen widerstreitender Steuerfestsetzungen zulässig? Und in 
welchen Fällen kann ein Steuerbescheid nach § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO wegen neuer Tatsachen geändert werden? Mit 
diesen Fragen beschäftigte sich das Sächsische Finanzgericht – und bald auch der Bundesfinanzhof. 

 
 

4. Beschränkung des Schuldzinsenabzugs bei Überentnahmen 

 
Die Finanzverwaltung verrechnet Verluste immer vorrangig mit Unterentnahmen. Dagegen hat der Bundesfinanzhof 
jetzt entschieden, dass beim Abzugsverbot für betrieblich veranlasste Schuldzinsen die Bemessungsgrundlage auf 
den periodenübergreifenden Entnahmeüberschuss zu begrenzen ist. 

 
 

5. Vergessene Kürzung des Investitionsabzugsbetrags: Bilanzänderung nur unter 
strengen Voraussetzungen möglich 

 
Bei Inanspruchnahme des Investitionsabzugsbetrags hat der Steuerpflichtige ein Wahlrecht, die Anschaffungskos-
ten um den Investitionsabzugsbetrag zu kürzen. Wurde dies vergessen, kann die eingereichte Bilanz nur nach den 
strengen Regeln für Bilanzänderungen korrigiert werden. 

 
 

6. Wahl der degressiven Gebäude-AfA bindend 

 
Wer die degressiven Gebäude-AfA in Anspruch genommen hat, kann nicht zur AfA nach der tatsächlichen Nut-
zungsdauer des Gebäudes wechseln. 
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GmbH-Gesellschafter/-Geschäftsführer 

 
 

1. Überschussprognose umfasst nur in Ausnahmefällen die Nutzung durch den 
Rechtsnachfolger 

 
Wird eine Einkunftsquelle unentgeltlich übertragen, orientiert sich die Überschussprognose regelmäßig an der Nut-
zung des Vermögensgegenstands durch den Steuerpflichtigen. Die Nutzung durch den Rechtsnachfolger kann nur 
ausnahmsweise berücksichtigt werden. 

 

2. Wie sich der Gewinn zwischen Komplementär-GmbH und Kommanditisten 
verteilt 

 
Bei der Gewinnverteilung zwischen einer Komplementär-GmbH und den Kommanditisten bestehen durchaus steu-
erliche Freiheiten, wie ein aktuelles Urteil des Finanzgerichts Münster zeigt. 

 


